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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 286/09 B 
 
L 14 U 152/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7 U 179/06 (SG Oldenburg) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Dezember 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 27. August 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch 

bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz 

begründet werden soll, hiervon aber abgesehen werden kann, wenn die Begründung - wie 

hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt die Beschwerde auf das Vorliegen eines Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), das LSG habe seine Pflicht zur Amtsermittlung (§ 103 SGG) verletzt. Gemäß § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann die Rüge unzureichender Sachaufklärung die Zulassung der 

Revision nur begründen, wenn ein Beweisantrag bezeichnet wird, der vor dem LSG gestellt und 

aufrechterhalten worden ist und dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist 

(zu den Begründungsanforderungen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 20). 

 

Der Kläger hat keinen Beweisantrag bezeichnet, den er beim LSG gestellt und aufrechterhalten 

hat. Schon deshalb hat er den gerügten Verfahrensmangel nicht in der erforderlichen Weise 

bezeichnet. Hierzu genügt es auch nicht, Mängel eines eingeholten Sachverständigengut-

achtens aufzuzeigen. § 160 Abs 2 Satz 3 SGG stellt an die Rüge unzureichender Sachauf-

klärung vielmehr die Anforderung, dass hier die Einholung eines weiteren Gutachtens förmlich 

beantragt werden muss. Der Antrag hat eine Warnfunktion; er soll dem LSG vor Augen führen, 

dass und in welchen Punkten noch Klärungsbedarf besteht. Der Kläger hat schon nicht 

behauptet, beim LSG einen solchen Beweisantrag gestellt zu haben. Er hat auch nicht auf-

gezeigt, dass das Urteil des LSG auf dem gerügten Verfahrensmangel beruhen kann. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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